
SATZUNG
der

Ortsgemeinde Langenhahn 
über die

Aufstellung des Bebauungsplanes 
„Oberdörfer Wies“

vom 04. Juni 2002

Der Ortsgemeinderat von Langenhahn hat in seiner Sitzung am 
27.05.2002 auf der Grundlage der §§ 2 und 10 des Baugesetzbuches 
in Verbindung mit § 24 der Gemeindeordnung den Bebauungsplan 
„Oberdörfer Wies“ als Satzung beschlossen:

§1

Bestandteil dieser Satzung sind

1. die Bebauungsplanurkunde (Lageplan mit Text),
2. die zur Bebauungsplanurkunde gehörenden textlichen Festsetzun­

gen bauplanungs- und bauordnungsrechtlicher Art (Textteil) sowie
3. die Begründung.

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird in der Be­
bauungsplanurkunde durch eine gestrichelte schwarze Linie gekenn­
zeichnet.

Die Satzung tritt gemäß § 10 Abs. 3 Satz 4 des Baugesetzbuches am 
Tage der Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses in Kraft.

§2

§3

Ausfertigungsvermerk:



Ortsgemeinde Langenhahn

Bebauungsplan

jj Oberdörfer Wies “



Textliche Festsetzungen

Soweit nicht im Bebauungsplan durch Zeichnung oder Schrift festgesetzt wurde, 
gelten folgende textlichen Festsetzungen:

BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

1. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Höhe der baulichen Anlagen

Die Traufhöhe baulicher Anlagen darf an keinem Punkt das Maß von 7,50 m 
nicht überschreiten.

Als unterer Bezugspunkt der Traufhöhe gilt die von der 
Bauaufsichtsbehörde festgelegte, im Übrigen die natürli­
che, an das Gebäude angrenzende Geländeoberfläche

Oberer Bezugspunkt für die Traufhöhe ist die Schnitt­
kante (Punkt SL in nachfolgenden Zeichnung) der Au­
ßenwand mit der Dachhaut, bei Flach- und Pultdächern 
der obere Abschluss der Außenwand.

Unter dem Begriff der Dachhaut wird die Oberfläche des 
Daches verstanden, auf der die Niederschläge - wie 
Schnee, Regen etc. - auftreffen.

Außenwand ist die Außenfläche der Wand.



Sattel- und Walmdach:
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Flachdach:

OBERER ABSCHLUSS OER WAND
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2. Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

Die höchstzulässige Zahl der Wohneinheiten in Wohngebäuden beträgt drei. 
In Doppelhäusern ist je Wohngebäude eine Wohneinheit zulässig.

3. Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

Garagen im Sinne des § 1 der Garagenverordnung und Nebenanlagen im 
Sinne des § 14 BauNVO sind innerhalb der unmittelbar an den Erschlie­
ßungsstraßen entlanglaufenden nicht überbaubaren Grundstückflächen unzu­
lässig.

4. Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Die nachfolgend aufgeführten Flächen und Maßnahmen werden zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft festgesetzt:

Gemarkung Hölzenhausen, Flur 15, „Am Ölberg"
Teilstück von Parzelle 884/15 von 1,74 ha

Entwicklunqsziel: Wiese/Weide mittleren Standorts z.T. in magerer Ausprä­
gung
Auf der Fläche ist der aufgekommene Strauchbewuchs zu entfernen. Zur Er­
gänzung des Hutebaumbestandes sind 3 Eichen (Heister 250-300 m.B.) zu 
pflanzen. Die Wiese ist künftig 1 x im Jahr zu mähen; das Mähgut ist abzu­
transportieren. Eine Düngung entfüllt.
Alternativ kann die Fläche extensiv beweidet werden. Bei Beweidung ist nicht 
mehr als 1,0 GVE pro ha im Jahresdurchschnitt zu halten. In der Zeit vom 
15.11. bis 1.6 . ist die Fläche nicht zu beweiden.

Gemarkung Hinterkirchen, Flur 12 „Im Geheegs"
Teilfläche von Parzelle 1015/3 u. 1016, 1,97 ha

Entwicklunqsziel: Herstellen eines naturnahen Waldstücks
Innerhalb des dargestellten Bereichs ist eine Laubwald-Aufforstung aus
standortgerechten Gehölzen vorzunehmen.
Zu verwendende Gehölze:
Acer pseudoplatanus Bergahorn
Fraxinus excelsior Esche
Quercus petraea Traubeneiche
Quercus robur Stieleiche

An den Rändern sind wenigstens 10 m breite Waldmäntel anzulegen. Im 
Übergangsbereich zum eigentlichen Waldbestand sollen folgende Baumarten 
Verwendung finden:
Carpinus betulus Hainbuche
Prunus avium Vogelkirsche
Sorbus aucuparia Vogelbeere

Im Mantelbereich sind vermehrt folgende Sträucher zu verwenden:
Corylus avellana Haselnuss
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Crataegus monogyna 
Euonymus europeaus 
Sambucus nigra 
Rosa canina 
Viburnum opulus

Weißdorn 
Pfaffenhütchen 
Schwarzer Holunder 
Hundsrose 
Gewöhnl. Schneebail

Die Sträucher werden in einem Abstand von 1,5 x 1,5 m in Gruppen von 3-10 
Exemplaren/Art gepflanzt. Für Bäume II. Ordnung (Heister) ist ein Pflanzver- 
band von 5 x 5 m und für Bäume i. Ordnung (Heister) ein Pflanzverband von 
10 x 10 m vorgesehen.

Die Pflanzung wird eingerahmt durch einen ca. 3 m breiter Krautstreifen 
(Waldsaum), der nur im Abstand einiger Jahre manuell gemäht werden soll.

Der Quellaustritt ist in einer Breite von 3,0 m der Eigenentwicklung zu über­
lassen.

Der Bereich, der nach § 24 des Landespflegegesetzes einem besonderen 
Schutz unterliegt, sowie der in diesem Gebiet befindliche offene Graben wird 
als Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft festgesetzt. Folgende Maßnahmen sind hier durchzuführen:

• Die Ufer des Grabens sind im Verhältnis 1:3 abzuflachen und das Gewäs­
ser dann der Eigendynamik zu überlassen.

• Entlang des Baches sind im Abstand von 10 m Erlen zu pflanzen. Ein 5 m 
breiter Bereich zu beiden Uferseiten ist dann zur Entwicklung einer 
Bachauenvegetation der Sukzession zu überlassen.

• Der übrige Bereich ist zur Erhaltung des Biotopwertes 1x im Jahr zu mä­
hen. Das Mähgut ist abzutransportieren.

• Die Nadelgehölze sind zu roden.

Der hier maßgebende Bereich wurde im Lageplan mit der Signatur 13.1 PlanzV 
1990 sowie der Aufschrift „§ 24 LPfiG“ kenntlich gemacht.

5. Zuordnung von Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich im Sinne des 
§ 1 a Abs. 3 BauGB für den Bebauungsplanbereich {§ 9 Abs. 1 a Satz 2 
HS 2 BauGB)

Die von der Ortsgemeinde Langenhahn bereitgestellten Parzellen

• Nr. 884/15 (teilweise) Flur 15, Gemarkung Hölzenhausen „Am Ölberg“ und
• Nr. 1015/3 und 1016 (teilweise), Flur 12, Gemarkung Hinterkirchen

sowie die darauf durchzuführenden Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Natur und Landschaft und

• die übrigen unter der obigen Ziffer 4 dargestellten Flächen und Maßnah­
men



werden den nach den §§ 4, 6, 12, 13 und 14 der Benutzungsverordnung 1990 
nutzbaren Flächen (so genannten Bauflächen) im Bebauungsplanbereich mit 
einem Anteil von 89,21 % zugeordnet.

6. Pflanzengebot § 9 Absatz 1 Nr. 25 a BauGB

Auf den Baugrundstücken sind folgende Anpflanzungen vorzunehmen:

» Pflanzung von zwei Bäumen I. oder II. Ordnung oder zweier Obstbäume 
* Pflanzung von drei Sträuchern

Die Pflanzenauswahl hat sich an der nachfolgend abgedruckten Pfianzenliste 
auszurichten;

Pflanzenliste

Bäume I.Ordnunq:
Heister 2 x v., o.B. 250-300
Acer pseudoplatanus Bergahorn
Fraxinus excelsior Esche
Prunus avium Vogelkirsche
Quercus robur Stieleiche
Tilia platyphylios Sommerlinde

Bäume ll.Ordnunq:
Heister 2 x v., o.B. 150-200
Acer campestre Feldahorn
Carpinus betulus Hainbuche
Sorbus aucuparia Vogelbeere
Sorbus aria Mehlbeere

Sträucher:
2 x v., o.B. 600-100 
Cornus sanguinea Hartriegel
Corylus avellana Haselnuss
Crataegus monogyna Weißdorn
Lonicera xylosteum Heckenkirsche
Prunus spinosa Schlehe
Rhamnus frangula Faulbaum
Rosa canina Hundsrose
Salix caprea Salweide
Sambucus nigra Schwarzer Holunder
Viburnum opulus Gewöhnl. Schneeball

Obstbaumsorten
Äpfel: Rheinischer Bohnapfel, Goldparmäne, Jakob Lebe!, Cox Oran­

ge,Ontario, Bosskoop 
Birnen: Gellert's Butterbirne, Schweizer Wasserbirne, Frühe von Trevoux
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BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

Zur Regelung der äußeren Gestaltung baulicher Anlagen werden für den Gel­
tungsbereich des Bebauungsplanes folgende Festsetzungen getroffen 
(§ 9 Abs. 4 Baugesetzbuch in Verbindung mit § 88 Landesbauordnung):

1. Dachgestaltung

Es sind nur Satteldächer und Walmdächer zulässig. Die Dachneigung muss 
mindestens 15° betragen.

Für Garagen und Nebengebäude werden auch Flachdächer und Pultdächer 
zugelassen. Die Dachneigung im vorangegangenen Satz gilt nicht für diese 
Dächer.

2. Gestaltung der Grundstücke

Die nicht überbauten Grundstücksflächen bebauter Grundstücke (Grund­
stücksfreiflächen) sind zu begrünen, soweit sie nicht für eine zulässige Nut­
zung benötigt werden.

Die textlichen Festsetzungen bauplanungs- und bauordnungsrechtlicher Art wer­
den hiermit ausgefertigt:

Langenhahn, den 04.06.2002

Ortsgemeinde Langenhahn

Fiermann Schäfer 
Ortsbürgermeister

m
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Hinweise zur Durchführung von Baumaßnahmen 
und für die baurechtiiche Zulässigkeit von Vorhaben

1. Behandlung des Oberbodens

Gemäß DIN 18915 ist der Oberboden während der Bauarbeiten getrennt vom 
Unterboden zu entnehmen und abseits vom Baubetrieb zu lagern; dabei darf er 
nicht befahren oder durch anderweitige Maßnahmen verdichtet werden. Oberbo­
denlager sind möglichst gegen Vernässung, Verunkrautung und sonstige Verun­
reinigungen zu schützen. Bei einer längeren Lagerzeit ist auf eine Zwischenbe­
grünung zu verzichten. Der aufkommende Wildwuchs bietet einen ausreichenden 
Bodenschutz und ist landespfiegerisch sinnvoller als die Einsaat einer Wiesenmi­
schung. Die Oberfläche der Wiese soll allseitig geneigt sein, damit Oberflächen­
wasser abfließen kann. Der Oberboden ist nach Abschluss der Bauarbeiten als 
Pflanzsubstrat wieder aufzubringen.

2. Baugrunduntersuchungen

Bei den jeweiligen Bauvorhaben sind Baugrunduntersuchungen ratsam. Dabei 
sind die Vorgaben der DIN 1054 zu beachten.

3. Ver- und Entsorgungsleitungen

Arbeiten in der Nähe von Ver- Entsorgungsleitungen sind den zuständigen Ver­
sorgungsträgern so früh wie möglich, mindestens jedoch sechs Monate vor Bau­
beginn, schriftlich anzuzeigen.
Bei Baumpflanzungen in der Nähe von Leitungen ist die DIN 18920 „Schutz vor 
Bäumen, Pflanzbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ sowie 
das „Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungslei­
tungen“ der DVGW zu beachten

4. Gestaltung der privaten Zufahrten und Stellplätze
Gestaltung nicht überbaubarer Flächen

Nach § 10 Abs. 4 Satz 2 der Landesbauordnung 1999 sind Befestigungen, die 
die Wasserdurchiässigkeit des Bodens wesentlich beschränken nur zulässig, 
soweit ihre Zweckbestimmung dies erfordert.

5. Bauvorhaben in der Nähe von Gewässern lli. Ordnung

Nach den Bestimmungen des Landeswassergesetzes {§ 76) unterliegt die Errich­
tung oder wesentliche Änderung von baulichen Anlagen in einem Abstand von 
weniger als 10 m von der Uferlinie eines Gewässers III. Ordnung der Genehmi­
gungspflicht durch die Untere Wasserbehörde:

Kreisverwaltung des Westerwaidkreises 
Untere Wasserbehörde 
Peter-Altmeier-Platz 1 
56410 Montabaur
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Begründung 

zum Bebauungsplan „Oberdörfer Wies“

1. Allgemeines

Die Erschließung des Plangebietes erfolgt in drei Bauabschnitten. Diese Vorge­
hensweise erfolgt unter dem Hintergrund, dass zum einen die finanzielle Lei­
stungskraft der Ortsgemeinde Langenhahn auch für andere kommunale Zwecke 
außerhalb der Baulanderschließung erhalten bleiben muss und zum anderen die 
Bereitstellung von Wohnbaugrundstücken entsprechend dem vorhandenen Be­
darf erfolgen soll. Der erste Bauabschnitt wird im Lageplan bezeichnet. Die Rei­
henfolge der Erschließung der übrigen zwei Bauabschnitte lässt sich nach dem 
heutigen Stand der Planungen nicht genau bezeichnen. Dies ist im Übrigen ab­
hängig von den vorhandenen Erschließungvoraussetzungen der Umgebungsbe­
bauung (Wasser- und Kanalleitungen).

Der verkehrsmäßige Anschluss des neuen Baugebietes an das vorhandene 
Straßennetz erfolgt vom Norden her über die Waldstraße und im Süden über die 
Straße „Im Oberdorf“. Dadurch ergibt sich eine gleichmäßige Verteilung des auf 
das Baugebiet bezogenen Ziel- und Quellverkehrs auf zwei Anbindungen. Ein 
unmittelbarer Anschluss an die Landstraße 304 ist nicht erforderlich. Im nördli­
chen sowie im südlichen Bereich des Baugebietes werden - bedingt durch die 
geringe Bautiefe - zwei kurze Stichwege eingeplant. Im mittleren Bereich lässt 
sich ein Erschiießungskonzept in Form einer Ringstraße gut anlegen.

Die fußfäufige Erreichbarkeit des Ortes mit den dort vorhandenen Geschäften, 
Kindergarten etc. erfolgt durch die Anlegung von zwei Fußwegen.

Die neuen Verkehrsflächen sollen in verkehrsberuhigter Form gestaltet und flä­
chengleich ausgebaut werden.

Die Randeingrünung zur freien Landschaft in westlicher Richtung wurde bereits 
im Zuge des Flurbereinigungsverfahrens Langenhahn geschaffen und in rechtli­
cher Hinsicht abgesichert.

2. Flächennutzungsplan

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird dem Flächennut­
zungsplan der Verbandsgemeinde Westerburg als Wohnbaufläche bzw. ge­
mischte Baufläche dargestelit. Die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgt im 
Rahmen des Paralleiverfahrens.

3. Räumlicher Umfang

Der Bebauungsplanbereich nimmt eine Größe von 6,1 Hektar ein.



4. Bodenordnung

Die Bodenordnung erfolgt durch ein Baulandumlegungsverfahren nach den Vor­
schriften der §§ 45 ff des Baugesetzbuches.

5. Energieversorgung

Die Stromversorgung wird durch die KEVAG gewährleistet.

6. Ver- und Entsorgung

Die Wasserver- und Abwasserentsorgung erfolgt durch den Ausbau des Wasser- 
und Kanalleitungsnetzes. Dabei können die Voraussetzungen für eine Entwässe­
rung im Trennsystem geschaffen werden.

Das Oberflächenwasser wird durch eine separate Kanalleitung an das bereits 
vorhandene Regenrückhaltebecken, das im Rahmen des Flurbereinigungsver­
fahrens errichtet wurde, eingeleitet werden.

7. Eingriff in die Natur und Landschaft, Ausgleichsmaßnahmen

7.1 Charakterisierung des Plangebietes
Allgemeine Beschreibung des Plangebietes und des Projektes
Das Bearbeitungsgebiet besteht hauptsächlich aus landwirtschaftlich genutztem 
Grünland, welches von Gehölzbereichen gegliedert wird. Von West nach Ost 
wird das Gebiet von einem wasserführenden Graben durchquert, der südöstlich 
der Gemeinde in den Elbbach mündet. Entlang eines asphaltierten Wirtschafts­
weges liegt ein Spielplatz, der mit Nadel- und Laubgehölzen eingegrünt ist.

Der Bebauungsplan wird durch landwirtschaftlich genutzte Flächen im Westen 
und die angrenzende Ortsbebauung im Norden, Osten und Süden begrenzt.

7.2 Natürliche Gegebenheiten 

Naturräumliche Einordnung
Langenhahn gehört naturräumlich zum "Oberwesterwälder Kuppenland" und liegt 
auf einer Höhe von 460 m ü.NN. Sein naturlandschaftliches Gefüge besteht aus 
einem von 480 m im Norden auf etwa 380 m im Süden einfallendes, hügeliges 
und zerriedeltes, inselartig bewaldetes Hochland aus ausgedehnten Basalt- und 
Basalttuffdecken.

Relief
Im Plangebiet ist nur eine geringe Reliefausbildung vorhanden. Für den Bereich 
des Grabens ist eine schwache Rinnenlage auszumachen, von wo das Gelände 
beidseitig weiträumig leicht ansteigt (2-3,5%).
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Geologischer Untergrund, Boden
Die Westerwaldregion besteht aus einem Grundgebirge aus devonischen 
Schichten, d.h. einer Wechselfolge von Grauwacken, Quarziten, Sandsteinen 
und Tonschiefern. Diese sind sehr dicht gelagert und entbehren weitgehend aus­
gedehnter Kluft- und Spaltensysteme. Folglich ist der Untergrund für Grundwas­
serspeicherung und -bewegung kaum wegsam und größere Grundwasservorräte 
sind nicht vorhanden. Lediglich Quarzit- und Sandsteinbänke können als be­
scheidene Grundwasserleiter fungieren.

Der Abfluss der Niederschlagswässer erfolgt meist oberirdisch. Die geringe Ver­
sickerungsfähigkeit der Gesteine und Sedimente führt dazu, dass die oberirdi­
schen Fließgewässer ein unregelmäßiges Abflussverhalten und einen stark 
schwankenden Wasserhaushalt aufweisen. Nach heftigen Niederschlagsereig­
nissen (inkl. Schneeschmelze) steigt die Wasserführung der Bäche rasch an, um 
ebenso schnell wieder auf ein niedrigeres Niveau zurückzufalien. Die Abfluss­
mengen sind im Winterhalbjahr am höchsten und erreichen in den Sommermona­
ten die tiefsten Raten.

Die Pufferfunktion des Bodens besteht in seiner Fähigkeit, Schadstoffe bzw. 
überschüssige Nährstoffe zu binden oder chemisch zu füllen. Die Böden der 
Westerwaldregion weisen auf Grund ihrer geringen Durchlässigkeit eine hohe 
Pufferkapazität auf. Der anstehende Boden im Planungsgebiet besteht aus Lehm 
und Schluff mit hohen Tonanteilen und neigt zur Staunässe.

Hydrologische Verhältnisse
Die in der Katasterkarte verzeichneten Wassergräben sind, bis auf einen von 
West nach Ost verlaufenden Graben, nicht mehr vorhanden. Dieser ist ein tra­
pezförmiger ausgebildeter Graben in dem das Gerinne zwischen Steinbrocken 
mäandert. Der Abstand der Böschungsoberkante beträgt etwa 1,5 m - 2,0 m; die 
Tiefe 1,0 m. Das Gewässer entspringt etwa 400 m westlich des Plangebietes. 
Eine Verschmutzung ist nicht auszumachen.
In einem Bereich von etwa 40 m südlich des Grabens befinden sich stark 
vernässte Stellen die entweder Grundwasseraustritte darstellen oder durch was­
serundurchlässige Bodenschichten entstanden sind.

Klima
Die Region wird durch das kontinentale Bergklima geprägt, das durch mittelhäu­
figen Durchzug kühler und feuchter Luftmassen charakterisiert ist. Der jährliche 
Niederschlag beträgt 650-700 mm.

Das lokal wirksame Klima wird nicht nur durch die regionalen Klimatypen be­
stimmt, sondern modifiziert durch die lokale topographische Situation. Da das 
Plangebiet keinen klimatisch exponierten Standort darstellt ist keine grobe Ab­
weichung vom Regionalklima zu erwarten. An das Plangebiet schließt jedoch 
weiträumig offenes Grünland an, auf dem durch nächtliche Abkühlung Kaltluft 
entsteht. Diese fließt u.a. zur Ortslage und trägt zur Frischluft- bzw. Kaltluftver­
sorgung bei.
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Potenzielle natürliche Vegetation und reale Vegetation
Bei der potenziellen natürlichen Vegetation handelt es sich um die Vegetation, 
die sich bei Aufgabe aller menschlichen Flächennutzungen einstellen würde. Im 
Plangebiet wäre dies ein Ahorn-Eschenwaid und Schuppenfarn-Bergahornwald.

Die reale Vegetation im Plangebiet ist vielfältig und strukturreich. Im Einzelnen 
wurden folgende Vegetationstypen kartiert:

Wiesen mittlerer Standorte:
Agrimonia eupatoria 
Arrhenatherum elatius 
Betonica officinalis 
Campanula glomerata 
Centaurea jacea 
Galium verum 
Glyzeria fluitans 
Lathyrus pratensis 
Linaria vulgaris 
Saxifraga granulata 
Trifolium pratense

Binsenreiche Feuchtwiese:
Die Fläche besteht aus extensiv genutzten Weiden in magerster Ausführung. Auf 
Grund der Wertigkeit und der Größe von 3000 qm (mind. 1.000 qm) hat sie den 
Schutzstatus nach § 24 LPflG.

Kleiner Odermennig
Glatthafer
Heilziest
Knäueiglockenblume 
Flockenblume 
Echtes Labkraut 
Flutender Schwaden 
Wiesenplatterbse 
Gewöhnliches Leinkraut 
Knöllchen-Steinbrech 
Roter Klee

Achillea ptarmica 
Juncus acutiflorus 
Juncus conglomeratus 
Lychnis fios-cuculi 
Mentha aquatica 
Myosotis palustris 
Potentilla erecta 
R. flammula 
Rumex acetosa 
Scirpus sylvaticus 
Valeriana dioica

Sumpfscharfgarbe
Waldbinse
Knäuelbinse
Kuckuckslichtnelke
Wasserminze
Sumpfvergißmeinnicht
Blutwurz
Brennender Hahnenfuß 
Sauerampfer 
Waldsimse 
Kl. Baldrian

Bodenfeuchte Maqerrasen-Gesellschaft:
Agrostis tenuis 
Anthoxanthum odoratum 
Arnika montana 
Briza media 
C. rotundifolia 
Dactylorhiza maculata 
Dactylorhiza majalis 
Hypericum maculatum 
Knautia arvensis 
Plathanthera chlorantha 
Rhinanthus minor 
Succisa pratensis

Rotes Straußgras 
Ruchgras 
Arnika 
Zittergras
Rundbl.Glockenblume 
Geflecktes Knabenkraut 
Breitblättriges Knabenkraut 
Kanten-Hartheu 
Wiesenknautie 
Waldhyazinthe 
Kleiner Klappertopf 
Teufelsabbiß
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Schlaqflurveqetation: 
Agrostis tenuis 
Calamagrostis epigejos 
Digitalis purpurea 
Epilobium angustifoiium 
Rubus fructicosus 
R. idaeus 
Salix caprea 
Sambucus racemosa 
Senecio fuchsii

Rotes Straußgras
Land-Reitgras
Roter Fingerhut
Waldweidenröschen
Brombeere
Himbeere
Salweide
Traubenholunder
Fuchs-Kreuzkraut

Ufersaum des wasserführenden Grabens:
Ainus glutinosa 
Eupatoria cannabium 
Filipendula ulmaria 
Glyzeria fluitans 
Juncus conglomeratus 
Lysimachia vulgaris
Lythrum salicaria 
Senecio fuchsii

Schwarz-Erle 
Gemeiner Wasserdost 
Mädesüß
Flutender Schwaden 
Knäuelbinse
Gewöhnlicher Gilbweiderich
Blutweiderich
Fuchs-Kreuzkraut

Stellenweise finden sich Streuobstbestände im Plangebiet. Die Obstbäume sind 
zumeist Apfelsorten, weniger Zwetschgen und Birnen. Weiterhin sind Fichtenmo­
nokulturen (bis 15 m Höhe) und Neuanpflanzungen von Fichten vorhanden.

Das Spielplatzgelände ist mit Bäumen und Sträuchern eingegrünt (Fichte, Kiefer, 
Linde, Holunder, div. Ziersträucher u.ä.)

Biotoptypen
Folgende Biotoptypen lassen sich unterscheiden (nach Biotoptypenkatalog des 
LfUG):

GEWÄSSER:
Graben, langsam fließend, gestreckter Verlauf mit Steilufern, Wasser nicht 
verunreinigt, sehr lückiger Gehölzbewuchs, bachgeleitender Staudensaum

GRASLAND:
Wiesen mittlerer Standorte; extensiv genutzt, beweidet 
Wiesen mittlerer Standorte in extensiver Ausprägung, beweidet 
Feuchtwiese, mosaikartige Verzahnung von feuchten bis nassen Standorten, 
Streuobstwiese

GEBÜSCH:
Hecke mit einheimischen Bäumen und Sträuchern sowie Fichten um ein 
Spielplatzgelände
Strauchbestände punktförmig im Plangebiet

WALD:
Fichtenforst; Monokultur einer gebietsfremden Gehölzart

SIEDLUNGSABHANIGES GEBIET:
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Hausgärten mit Zierrasen, Bepflanzung mit Ziergehölzen, Obstbäumen und 
Gemüsegärten

KRAUTBESTÄNDE:
Schlagflur eines Fichtenbestandes mit Wurzelstubben

Tierwelt
Genaue tierökologische Daten über das Plangebäet liegen nicht vor. Der Katalog 
zoologisch bedeutsamer Biotoptypen des LfUG weist Wiesen und Weiden mittle­
rer Standorte als Lebensraum für zahlreiche Insektenarten, Schnecken und Wir­
beltiere aus.

Kleinflächig haben sich auf den Wiesen feuchte Areale ausgebildet, auf denen 
seltene, in der "Roten Liste der Bestandsgefährdeten Arten" wie die Ringelnatter 
und das Braunkelchen Vorkommen.
Weiterhin wurde im Rahmen der Beteiligung anerkannter Naturschutzverbände 
das Vorkommen der landesweit stark gefährdeten Schmetterlingsart, dem 
"schwarzblauen Moorbläuling", (Lycaena arcas Rott.) nachgewiesen.

Fichtenbestände sind landschaftsfremde Gehölzstrukturen wodurch eine Verar­
mung und eine Verringerung der Tierartenvielfalt resultiert. Es können jedoch 
auch hier eine Reihe typischer Tierarten Vorkommen, die an Fichten gebunden 
sind, z.B. Wintergoldhähnchen, Zeisig, Fichtenkreuzschnabel sowie in Streu, 
Stamm und Krone lebende Insekten.

In Laubholzbereichen finden sich überwiegend Waldtiere, wie z.B. häufig an 
Waldrändern vorkommende Laufkäferarten, aber auch Igel und Kleinsäuger. Da­
neben dienen diese Lebensräume Vögeln als Brutplätze, Sing- bzw. Ansitzwar­
ten und Nahrungsbiotope.

Einzelbäume und Baumgruppen dienen als Ganz- oder wichtiges Teilhabitat 
vorwiegend für Waldarten, z.B. als Lebensraum für holzbewohnende Käfer und 
als Ansitz- und Singwarte für Vögel. Je älter die Bäume sind, um so wertvoller 
sind sie für den Faunenschutz. Zudem stellen sie eine für viele Tierarten wichtige 
Strukturierung der Landschaft dar. Streuobstbestände sind wichtige Bindeglieder 
zwischen naturnahen Landschaftsräumen und Ansiedlungen. Durch ihre vielfälti­
ge Struktur bieten sie einen artenreichen Lebensraum für gefährdete Pflanzen 
und Tierarten. Zu den charakteristischen Tierarten gehören, um einige Arten zu 
nennen, Star, Feldsperling und Wacholderdrossel.

Schlagfluren stellen einen allgemein verbreiteten, jedoch zeitlich und räumlich 
begrenzt vorhandenen Zootop in Wirtschaftsforsten dar. Es bestehen unter­
schiedlich artenreiche, kurzlebige Waldlichtungskrautfiuren.
Sie sind besonders für die Tierarten von Bedeutung, die während bestimmter 
Entwicklungsstadien obligatorisch an Blüten gebunden sind, wie bestimmte Kä­
fer, Zweiflügler, Schmetterlinge und Hautflügler. Schlagfluren gehen im Laufe der 
Sukzession in brombeerreiche Gebüsche oder Holunder-Salweiden-Gebüsche 
über.

Durch die Verarmung der Waldpflanzengemeinschaft und der Struktur resultiert 
in Fichtenforsten eine Verringerung der Tierartenvielfalt. Es können jedoch auch
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hier eine Reihe typischer Tierarten Vorkommen, die an Fichten gebunden sind, 
z.B. Wintergoldhähnchen, Zeisig, Fichtenkreuzschnabe! sowie in Streu, Stamm 
und Krone lebende Insekten.

Die Fauna von Bächen enthält besonders viele Arten, die an die extremen Mi­
lieubedingungen (hohe Fließgeschwindigkeiten mit ständiger turbulenter Durch­
mischung und fortwährender Boden- und Hangerosion) angepasst und darauf 
spezialisiert sind. Dazu zählen z.B. Schnecken, Muscheln und Krebstiere, die 
Larven von Steinfliegen-, Köcherfiiegen- und Eintagsfliegenlarven, aber auch 
Käfer und Fische. Libellen nutzen verschiedene Vegetationsstrukturen in und am 
Bach zur Eiablage. Auf Grund der landschaftsfremden Gestaltung weist der Bio­
toptyp jedoch Defizite auf.

Landschaftsbild
Das Planungsgebiet und die westlich angrenzenden Flächen weisen eine hohe 
Strukturvielfalt auf. Wiesenflächen stehen im ausgeglichenem Wechsel mit Ge­
hölzbereichen und Einzelbäumen. Der Ortsrand besitzt eine gute Eingrünung, die 
jedoch durch die landschaftsfremden Fichtenbestände beeinträchtigt wird.

7.3 Bewertung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes 

Arten- und Biotopschutzpotenzial
Die Leistungsfähigkeit des Biotoppotenzials wird an der Hauptfunktion "Arten- 
und Biotoppotenzia!" gemessen. Die Bewertung erfolgt in Anlehnung an das Be­
wertungsschema, das Gudrun Biewaid (1989) für Mitteigebirgsiandschaften ent­
wickelt hat. Zur Bewertung werden die im Plangebiet vorhandenen Biotoptypen 
nach folgenden Kriterien beurteilt:
- Naturnähe
- Repräsentanz
- Ersetzbarkeit
- Seltenheit / Gefährdung
- Intaktheit
- Bedeutung für das Lebensraumgefüge .

Naturnähe
Bewertungsgrundlage für dieses Kriterium ist der Grad des menschlichen Ein­
flusses auf die zu untersuchende Vegetationsform. Vereinfacht heißt das, je stär­
ker der Mensch am Aufbau bzw. an der Erhaltung der jeweiligen Pflanzenforma­
tion beteiligt ist, desto naturfremder ist sie. Zur qualitativen Einschätzung der 
Ökotoptypen werden folgende Bewertungskategorien berücksichtigt:
1. künstlich - naturfremd, naturfern
2. bedingt halbnatürlich
3. halbnatürlich
4. bedingt naturnah
5. naturnah - natürlich

Der Nadelholzbestand, der Streuobstbereich und das grabenförmig ausgebaute 
Fließgewässer werden als naturfern gewertet. Die mageren, extensiven Wiesen
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und Weiden sind als halbnatürlich eingestuft. Die Gebüsche und die Schlagflur 
werden als bedingt naturnah eingeordnet.

Repräsentanz
Mit der Repräsentanz sollen die für große Landschaftsräume typischen 
"normalen" Biotoptypen und -komplexe bewertet werden, die im Sinne des Na­
turschutzgesetzes die "Eigenart von Natur und Landschaft" verkörpern.

Für die Biotoptypen des Plangebietes können folgende Aussagen getroffen wer­
den:

In der Natur oder der historisch gewachsenen Kulturlandschaft sind die Wie­
sen und Weiden großflächig bzw. weiträumig vorhanden. Weiterhin ist für die 
Gemarkung von Langenhahn ein landesweiter Schwerpunkt von mageren 
Grünlandstandorten zu verzeichnen.
Die Obstbäume, die Laubholzbereiche und Einzelbäume sind charakteristi­
sche Ortsrandgehölze des Naturraums.
Die Fichten können jedoch als der Natur oder der Kulturlandschaft nicht zu­
gehörig behandelt werden.
Die gleiche Bewertung gilt auch für den verbauten Bachlauf.

Ersetzbarkeit
Das Kriterium beinhaltet einen zeitlichen und einen räumlichen Aspekt.
Der zeitliche Aspekt gibt an, ob und in welchem Zeitraum eine Lebensgemein­
schaft wieder herstellbar ist. Sie ist hoch bei Zeiträumen unter 3 Jahren, mittel 
bei 3-30 Jahren und gering bei über 30 Jahren.

Der Ersetzbarkeit der kartierten Biotoptypen ist wie folgt:

Wiesen / Weiden mittlerer Standorte - mittel -
Wiesen / Weiden mittlerer Standort in magerer, extensiver Ausprägung - mittel -
Fichtenforst - mittel -
Obstbäume - gering -
Gebüsch - mittel -
Graben (Bach) - mittel -
Schiagflurvegetation - hoch -

Der räumliche Aspekt umfasst das qualitative und quantitative Vorhandensein 
von Standortverhältnissen, die denen der zu bewertenden Fläche entsprechen, in 
ihrer näheren Umgebung. Die Standortverhältnisse für die kartierten Biotoptypen 
sind im Naturraum häufig vorhanden, wobei die magere Ausprägung von Wiesen 
und Weiden speziell in der Gemarkung der Ortsgemeinde auftritt.

Seltenheit /  Gefährdung
Mit dem Kriterium Seltenheit / Gefährdung wird das Ausmaß der Bedrohung von 
Biotopen oder Arten in ihrem Bestand bewertet. Die Erfüllung des Kriteriums 
hängt von dem Grad der Seltenheit oder der Gefährdung ab. Um den Grad der 
Gefährdung oder der Seltenheit zu bestimmen, werden die Rote Liste der ge­
fährdeten Biotoptypen und Arten sowie die Biotopkartierung Rheinland-Pfalz be­
nutzt.

Wiesen und Weiden mittlerer Standorte, Baumhecken, Fichten- und Strauch­
bestände sind landesweit verbreitet und derzeit nicht gefährdet.
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Extensiv genutzte Feuchtwiesen sind gefährdet 
Streuobstbestände sind stark gefährdet.
Naturnahe Bäche sind gefährdet; die vorhandene Ausbildung des Gewässers 
ist jedoch naturfern gestaltet.

Der Bereich des wasserführenden Grabens ist unter Nr. 1019 in der Biotopkartie­
rung von Rheinland-Pfalz als Binsenreiche Feuchtwiese erfasst. Das Gebiet ist 
als '‘Schongebiet" bewertet worden. Sein Wert besteht in der typischen Ausbil­
dung des Biotoptyps und der vorhandenen faunistischen Ausstattung. Das Vor­
kommen zahlreicher Tier- und Pflanzenarten wurde festgestellt, darunter auch 
einige "Rote-Liste-Arten".

Weiterhin wurde im Rahmen der Beteiligung anerkannter Naturschutzverbände 
das Vorkommen eines landesweit stark gefährdeten Schmetterlings, dem 
schwarzblauen Moorbläuling (Lycaena arcas Rott.) nachgewiesen.

Intaktheit
Das Kriterium macht Aussagen über den aktuellen Zustand des Untersuchungs­
gebietes anhand der Ausprägung des Bestandes in Bezug auf seine räumliche 
Ausdehnung, sein Arteninventar und seine Strukturierung.

Zur Beurteilung wird das Kriterium in 4 Unterkriterien gegliedert:
1. Flächengröße
2. Artenvielfalt
3. Strukturvielfalt
4. Störzeiger, Beeinträchtigungen

Als ausgeprägter Biotoptyp mit hoher Artenvielfalt sind die Wiesen / Weiden 
und Feuchtwiesenbereiche zu nennen.
Die Laubholzbereiche tragen zur Strukturierung des Naturraums bei. Stellen­
weise sind jedoch fremdländische Arten vorhanden.
Die Fichtenbestände stellen auf Grund einer einzigen und gleichaltrigen Ge­
hölzart einen geringwertigen Biotoptyp dar.
Das Fließgewässer sind landschaftsfremd gestaltet. Der gerade Verlauf mit 
senkrecht ausgebildeten Ufern wirkt sich negativ auf die Abflussdynamik aus. 
Weiterhin sind dadurch die Lebensbedingungen für Flora und Fauna beein­
trächtigt.

Die Beeinträchtigungen im Einzelnen sind:
landschaftsfremde Gestaltung des wasserführenden Grabens wie gerader 
Verlauf mit senkrecht ausgebildeten Ufern 
die Verwendung von Ziergehölzen außerhalb der Ortslage 
die landschaftsprägende Dominanz des Fichtenbestandes

Tiere:
Natrix natrix 
Saxicola rubetra

Ringelnatter
Braunkelchen

Pflanzen:
Platanthera chlorantha 
Arnica monatana 
Dactylorhiza maculata 
Nardus stricta

Grünliche Waldhyazinthe 
Arnika
Geflecktes Knabenkraut 
Borstgras
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Belastung des Bodens durch Fichtenstreu und Weidewirtschaft
die ortsnahe Lage des Gebietes
die Belastung der Feuchtwiesenvegetation durch die
Weidewirtschaft

Bedeutung für das Lebensraumqefüqe
Zur Bewertung des Kriteriums Lebensraumgefüge wird das Untersuchungsgebiet 
im Zusammenhang zu seiner Umgebung betrachtet und seine Bedeutung für das 
Lebensraumgefüge mit Hilfe folgender Sonderfunktionen im Naturhaushalt be­
wertet.

1. Vernetzungsfunktion
2. Pufferfunktion
3. Refugialfunktion
4. Bedeutung für Tiere mit biotopübergreifenden Lebensraumansprüchen

Mager ausgebildetes Offenland ist in der Gemarkung häufig vorhanden, sodass 
eine weiträumige Vernetzung des im Plangebiet vorh. Offenlands gegeben ist.

Die 24er Flächen haben eine Refugialfunktion für landesweit gefährdete Pflanzen 
und Tiere. Die angrenzenden unbebauten Flächen sind eine Pufferzone, die Be­
einträchtigungen wie Unruhe und Lärm abmildern. Eine Pufferfunktion ist weiter­
hin vom Übergang des Siedlungsgebietes zur freien Landschaft durch die Ge­
hölzbestände gewährleistet.

Gehölzstrukturen finden sich in den Hausgärten der angrenzenden Ortslage und 
in der freien Landschaft. Die Gehölzbereiche sind weiterhin Teil des Lebensrau­
mes der heimischen Fauna; z.B. Vögel und Insekten.

Gesamturteil
Das Plangebiet gehört zu einem Naturraum, der in der "Planung vernetzter Bio­
topsysteme" als Schwerpunktvorkommen extensiv genutzter Offenlandbiotope 
gewertet wird. Für den Arten- und Biotopschutz hat das Plangebiet daher eine 
hohe Bedeutung, da zudem noch nach § 24 LPfIG geschützte Flächen vorhan­
den sind, in der seltene Pflanzen und Tiere Vorkommen.

Aus den vorliegenden Unterlagen lassen sich die anderen Naturpotenziale wie 
folgt bewerten:

Klimapotenzial
Das Plangebiet hat eine Bedeutung für das Lokalklima, da es in einem Kaltluf- 
tentstehungs- und Abflussgebiet liegt, welches zur Frischluftversorgung der 
Ortslage dient.

Bodenpotenzial
Bei den im Plangebiet vorhandenen Flächen handelt es sich um typische Böden 
des Westerwaldes. Diese neigen auf Grund ihrer Zusammensetzung zu Oberflä­
chenverdichtung und sind landwirtschaftlich nur schwer bearbeitbar.
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Ais vorhandene Beeinträchtigung ist Belastung durch Viehtritt und Fichtenstreu 
zu nennen. Durch das gute Pufferverhalten des Bodens wird das Eindringen un­
erwünschter Stoffe vermindert. Außerdem ist die Westerwaldregion durch eine 
gehemmte Versickerungsrate charakterisiert. Diese Faktoren tragen zum Schutz 
des Grundwassers bei.

Wasserdargebotspotenzial
Das vorhandene Wasserdargebotspotenzial weist erhebliche Beeinträchtigungen 
durch Verfremdung und Überformung des natürlichen Verlaufs auf. Dieser Land­
schaftsaspekt kann durch renaturierende Maßnahmen wesentlich entwickelt 
werden.
Von besonderer Bedeutung für das Leben im Untersuchungsgebiet ist das stän­
dig große Wasserangebot im Boden, das einen Großteil der Vegetationseinhei- 
ten prägt. Die allmählichen Übergänge verschiedener Feuchtigkeitsstufen ver­
breitern das Spektrum der Lebensgrundlagen für Pflanzen und Tiere. 
Erwähnenswert ist der Nährstoffeintrag durch den Viehbestand. Er wirkt sich ne­
gativ auf den Wasserhaushalt aus.

Landschaftsbild / Erholungspotenzial:
Das Erholungspotenzial des Plangebietes ist auf Grund folgender landschafts­
bildbeeinträchtigter Faktoren gering:

die Verbauung des Baches
die landschaftsbildprägende Fichtenbestände
die ortsnahe Lage des Gebietes

Positiv für das Landschaftsbild ist das trotz der Beeinträchtigungen das ländlich 
geprägte Erscheinungsbild des Gebietes zu nennen.

7.4 Landespflegerische Zielvorstellungen
Gemäß § 17 Abs. 2 LPfIG ist zunächst unabhängig von der beabsichtigten Nut­
zungsänderung für das Plangebiet aufzuzeigen, welche Ziele allein aus der Sicht 
der Umweltvorsorge auf Grund übergeordneter Zielvorgaben und auf Grund der 
Bestandserhebung und -bewertung zu verfolgen wären.

Landesplanerische Vorgaben
Die landespflegerischen Zielvorstellungen machen Angaben über den anzustre­
benden Zustand von Natur und Landschaft, welche bei der Aufstellung des Be­
bauungsplans zu berücksichtigen sind (§ 17 Abs. 3 LPfIG).

Leitbild zur großräumigen Entwicklung des "Westerwälder Kuppenlandes" ist der 
Erhalt und die Entwicklung der extensiv genutzten Offenlandbiotope, des weite­
ren Erhalt und Entwicklung von Mager-, Nass- und Feuchtwiesen und Streuobst­
beständen sowie Entwicklung von barrierefreien Vernetzungsbereichen aus Of­
fenlandbiotopen.

In der "Planung vernetzter Biotopsysteme" für den Landkreis Westerwald 
{Landesamt f. Umweltschutz und Gewerbeaufsicht, Oppenheim 1991) ist das 
Plangebiet erfasst. Für den östlichen Geltungsbereich wird der Erhalt von
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Borstgrasrasen und von mageren Wiesen und Weiden mittlerer Standorte dar­
gestellt. Für den übrigen Bereich ist der Erhalt und Entwicklung von mageren 
Wiesen und Weiden mittlerer Standorte verzeichnet.

Hinweis:
Die in der Biotopsystemplanung dargestellten Bereiche der Vegetationsbestände 
entsprechen nicht der tatsächlich kartierten Vegetation.

Landespflegerische Zielvorstellungen bezogen auf die einzelnen Land­
schaftspotenziale
Die landespflegerischen Zielvorstellungen an das Plangebiet orientieren sich 
sowohl an der "Planung vernetzter Biotopsysteme" als auch an den örtlichen Ge­
gebenheiten.

Arten und Biotoppotenzial
Zielvorgaben nach dem Landespflegegesetz § 2 Nr. 10 sind:
"Die wild lebenden Tiere und Pflanzen und ihre Lebensgemeinschaften sind als 
Teil des Naturhaushalts in ihrer natürlichen und historisch gewachsenen Arten­
vielfalt zu schützen. Ihre Lebensstätten und Lebensräume (Biotope) sowie ihre 
sonstigen Lebensbedingungen sind zu schützen, zu entwickeln und wieder her­
zustellen".

Realisiert wird dies durch:
Erhalt und Entwicklung der Vernetzungsfunktion der extensiven Grünland­
bewirtschaftung 
Einstellen der Viehbeweidung 
Roden der landschaftsfremden Nadel- und Ziergehölze 
Renaturierung des wasserführenden Grabens zu einem Bach 
Erhalt und Sicherung der heimischen Laubgehölze und Obstbäume

Bodenpotenzial
Zielvorgaben nach dem LPfIG § 2 Nr. 3 u.4 sind:
Die Naturgüter sind, soweit sie sich nicht erneuern, sparsam zu nutzen;... Boden
ist zu erhalten; ein Verlust seiner natürlichen Fruchtbarkeit ist zu vermeiden.

Realisiert wird dies durch:
Reduzierung der bestehenden Bodenbelastung aus der Weidewirtschaft und 
des Fichtenbestandes

Wasserhaushalt
Die Zielvorgaben nach dem LPfIG § 2 Nr. 6 sind:
"..Gewässer sind vor Verunreinigung zu schützen, ihre natürliche Selbstreini­
gungskraft ist zu erhalten oder wieder herzustellen..."

Realisiert wird dies durch:
Verbesserung der Wasserrückhaltung und der Selbstreinigungskraft durch 
Renaturierung des Grabens zu einem Bach
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Schaffung von Retentionsraum entlang des Bachlaufes
eine extensive Bewirtschaftung der Wiesen (keine Düngung / 1 Mahd im
Jahr)
Schaffung von Pufferstreifen zu dem Gewässer

Landschaftsbild / Erholungspotenzial
Zieivorgaben nach dem LPfIG § 2 Nr. 11 sind:
"Für Naherholung, Ferienerhoiung und sonstige Freizeitgestaltung sind in ausrei­
chendem Maße nach ihrer natürlichen Beschaffenheit und Lage geeignete Flä­
chen zu erschließen, zweckentsprechend zu gestalten und zu erhalten."

Realisiert wird dies durch:
Erhaltung der einheimischen Laubhölzer als raumbildende Strukturen
Roden der landschaftsfremden Nadel- und Ziergehölze
Erhaltung der landschaftsprägenden Landschaftsformen
Verbesserung der Ortsrandeingrünung mit standortgerechten Laubgehölzen
und Obstbäumen

Klima / Luftqualität
Zielvorgaben nach dem LPfIG § 2 Nr. 7 u. 8 sind:
"Luftverunreinigungen und Lärmeinwirkungen sind auch durch Maßnahmen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege gering zu halten.“
"Beeinträchtigungen des Klimas, sind zu vermeiden, unvermeidbare Beeinträch­
tigungen sind auch durch landschaftspflegerische Maßnahmen auszugleichen 
oder zu mindern."

Realisiert wird dies durch:
Offenhalten des Gebietes von jeglicher Bebauung

Landespflegerische Zielvorstellungen unter Berücksichtigung des geplan­
ten Baugebietes
Hier wird anhand der Landschaftspotenziale dargestellt, welche Maßnahmen 
notwendig sind um das Optimum der landespflegerischen Belange unter Be­
rücksichtigung des gepl. Baugebietes zu erreichen.

Arten und Biotoppotenzial
• Sicherung und Erhalt der nach § 24 LPfIG geschützten Flächen durch eine 

extensive Grünlandbewirtschaftung des Areals (1 Mahd im Jahr) 
Innerhalb eines 10,0 m Bereichs randlich zur 24er Fläche darf keine Bebau­
ung oder Dränierung erfolgen.
Ersatz des in der Biotopsystemplanung erfassten Offenlands 
Ersatz des Streuobstbestandes

Für unvermeidbare Beeinträchtigungen durch den Bebauungsplan ist nach der 
Eingriffsregelung ein Ersatz zu schaffen.

Bodenpotenzial
fachgerechter Ausbau, Lagerung und Wiederverwendung des Bodens 
Ersatz von versiegelten Flächen
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Verwendung von wassergebunden Decken bei Verkehrsflächen 
Einhaltung der absoluten Mindestmaße für Verkehrsflächen

Um die natürliche Bodenstruktur zu erhalten, soll die Versiegelung von belebtem 
Boden möglichst gering gehalten werden.

Wasserhaushalt
Sammeln und Wiederverwendung des aus der Dachentwässerung anfallen­
den Regenwassers (z.B. für Grünflächenbewässerung, Toilettenspülung) 
Zusätzlich kann eine gedrosselte Wasserabgabe über eine Zisterne erfolgen. 
Anwendung von Trennkanalisation mit Ableitung von Niederschlagswasser in 
Versickerungsbecken
Renaturierung des wasserführenden Grabens

Durch diese Maßnahmen wird der Verbrauch von aufwändig gereinigtem Trink­
wasser vermindert. Bei der gedrosselten Wasserabgabe wird bei Starkregen der 
Eintrag in die Vorflut vermindert, wodurch eine Überlastung der Klärwerke ver­
mieden wird.

Landschaftsbild / Erholungspotenzial
Anpassung der Gebäudehöhe an die Einsehbarkeit 
Erhalt der vorhandenen heimischen Laubgehölze 
Erhalt des landschaftsprägenden Reliefs 
Begrünungsmaßnahmen an den Grenzen des Baugebietes 
Begrünungsmaßnahmen mit heimischen Gehölzen auf den Grundstückspar­
zellen
Begrünung von Fassaden 
Roden der Nadelgehölze

Die Maßnahmen tragen zur landschaftlichen Einbindung des geplanten Bauge­
bietes bei.

Klima / Luftqualität
• Offenhalten des Grabenbereichs als Kaltluftabflussbahnen

Durchgrünung des Gebietes mit großkronigen Laubbäumen und Gehölz­
pflanzungen
Begrünungsmaßnahmen auf den Grundstücksparzellen und außerhalb des 
Plangebietes.

Dies trägt zur Minderung der Beeinträchtigung des Lokalklimas durch Bebauung 
und Flächenversiegelung bei, da Pflanzen auf Grund von Transpiration und 
Oberflächenbeschattung eine temperaturausgleichende Wirkung haben. Weiter­
hin wird durch die Bepflanzungsmaßnahmen eine Minderung der Windge­
schwindigkeit erreicht.

7.5 Auswirkungen des Eingriffs
Darstellung der zu erwartenden Beeinträchtigungen auf die einzelnen Land­
schaftspotenziale
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Arten und Biotoppotenzial
Veränderung der Standortfaktoren 
Barriereeffekte durch Straßen, Gebäude etc. 
baubedingte Bewegungsunruhe und Lärm durch Verkehr 
Beseitigen von Vegetationsbeständen 
Betroffen sind in erster Linie Offenland u. Obstbäume

Größe des gepl. Baugebietes: 
Größe der bebauten Ortslage: 
Größe der 24er Flächen:
Größe der gepl. öffentl. Eingrünung:

Größe des überbauten Offenlands

Dies ist die Flächengröße, welche als Richtzahl für die Ermittlung der Ersatzflä­
chengröße dient.

Bodenpotenzial
Abschieben von Oberboden, Bodenverdichtungen 
Lagern von Baumaterial 
Anlage von Baubetriebswegen
Flächenversiegelung durch Gebäude und Verkehrsflächen

Wasserhaushalt
Abschwemmen von Stoffen (Schwebstoffe, Schadstoffe)
Erhöhter Abfluss von Niederschlagswasser durch Flächenversiegelung 
Erhöhter Verbrauch von Ressourcen (Trinkwasser, Primärenergie) 
erhöhter Eintrag von belastetem Wasser in Kanalisation und Kläranlage 
Abschwemmen wassergefährdender Stoffe 
Versickern von Stoffen

Landschaftsbild / Erholungspotenzial
Veränderung der Oberflächengestalt 
Sichtbarkeit von Gebäuden 
Roden von Laub- und Obstgehölzen

Klima / Luftqualität
Lärm und Erschütterungen von Baufahrzeugen auf Zufahrtswegen und inner­
halb des Baugebietes 
Austrag von Stoffen in die Luft

7.6 Maßnahmen der Landschaftspflege

Konzept
Nach § 17 (4) ist darzulegen wie Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft 
vermieden und unvermeidbare Beeinträchtigungen ausgeglichen werden sollen.
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Arten und Biotoppotenzial
Freihalten des 24er Bereichs von jeglicher Bebauung und Durchführung von 
Pflegemaßnahmen
Ersatz der Offenland- und Gehölzvegetation von 4,50 ha

Die Ermittlung der Ersatzflächengröße richtet sich nach den unvermeidbaren 
Beeinträchtigungen des Baugebietes hinsichtlich Natur und Landschaft. Als un­
vermeidbare Beeinträchtigung wird für das Piangebiet die Inanspruchnahme der 
in der Biotopsystemplanung erfassten Offenlandbiotope gewertet.

Auf Grund des hohen Biotopwertes der Gemarkung ist die Gemeinde nicht in der 
Lage, entsprechend aufwertbare Flächen zur Verfügung zu stellen. Zur Diskussi­
on dieser Problematik fand am 18.01.1994 ein Erörterungstermin mit allen an der 
Planung beteiligten Behörden statt, bei dem die Ersatzflächen festgelegt wurden. 
Den Gesprächsvermerk haben die Teilnehmer erhalten.

Folgende Grundstücke sind für Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen:

Gemarkung Hölzenhausen, Flur 15 „Am Ölberg"
Teilstück von Parzelle 884/15, 1,74 ha

Es handelt sich um eine in der Sukzession befindliche Huteweide, die von Fich­
tenforsten und Laubholzbereichen begrenzt wird. Auf der Fläche ist starker Ge­
hölzaufwuchs von Schwarzdorn (Prunus spinosa) und Brombeeren (Rubus 
spec.) auszumachen. Innerhalb von zumeist aufgehäuften Lesesteinhügeln ste­
hen im Randbereich der Wiese einige markante Eichen. Sie weisen die charak­
teristische Form von Hutebäumen auf.

Gemarkung Hinterkirchen, Flur 12 „Im Geheegs"
Teilstück von Parzelle 1015/3 u. 1016, 1,97 ha

Das Gelände besteht aus landwirtschaftlich genutztem Grünland, das von einem 
10 m hohen Fichtenforst und von weiträumigen Feuchtwiesen begrenzt wird. !m 
nordöstlichen Bereich befindet sich ein Quellaustritt, der in die Feuchtwiese ab- 
fließt. Die „Planung der vernetzten Biotopsysteme" weist die Flächen als einen 
Komplex von Wiesen und Weiden mittlerer Standorte aus. Als Entwicklungsziel 
wird dazu zusätzlich die Entwicklung einer mageren Ausprägung definiert.

Die Fläche ist eine von der Forstverwaltung genehmigte Aufforstungsgewann, die 
die Ortsgemeinde in diesem Sinne auch nutzen möchte.

Die landespflegerischen Aufwertungsmaßnahmen werden im Maßnahmenkata­
log beschrieben.

Bodenpotenzial
Die Versiegelung und Beseitigung von belebtem Boden soll möglichst gering 
gehalten werden.
Verwendung von wassergebunden Decken bei Verkehrsflächen 
Einhaltung der absoluten Mindestmaße für Verkehrsflächen 
Ersatz von versiegelter Fläche
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Wasserhaushalt
Sammeln und Wiederverwendung des aus der Dachentwässerung Anfallen­
den Regenwassers (z.B. für Grünflächenbewässerung, Toilettenspüiung) 
Zusätzlich kann eine gedrosselte Wasserabgabe über eine Zisterne erfolgen.

Landschaftsbild / Erholungspotenzial
Erhalt der vorhandenen Laubgehölze 
Begrünungsmaßnahmen an den Grenzen des Baugebietes 
Begrünungsmaßnahmen mit heimischen Gehölzen auf den Grundstückspar­
zellen
Roden der Nadelgehölze

Klima / Luftqualität
Begrünungsmaßnahmen auf den Grundstücksparzeilen und außerhalb des 
Plangebietes.

7.6 Maßnah me nkatalog zum Ausgleich des Eingriffes in die Natur und
Landschaft

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft - § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB
Die nachfolgend aufgeführten Maßnahmen werden zum Schutz, zur Pflege und 
zur Entwicklung von Natur und Landschaft auf den Ausgleichsgrundstücken 
durchgeführt:

Gemarkung Hölzenhausen, Flur 15, „Am Ölberg"
Teilstück von Parzelle 884/15 von 1,74 ha

Entwicklunqsziel: Wiese/Weide mittleren Standorts z.T. in magerer Ausprägung 
Auf der Fläche ist der aufgekommene Strauchbewuchs zu entfernen. Zur Ergän­
zung des Hutebaumbestandes sind 3 Eichen (Heister 250-300 m.B.) zu pflanzen. 
Die Wiese ist künftig 1 x im Jahr zu mähen; das Mähgut ist abzutransportieren. 
Eine Düngung entfüllt.
Alternativ kann die Fläche extensiv beweidet werden. Bei Beweidung ist nicht 
mehr als 1,0 GVE pro ha im Jahresdurchschnitt zu halten. In der Zeit vom 15.11. 
bis 1.6. ist die Fläche nicht zu beweiden.

Gemarkung Hinterkirchen, Flur 12 „Im Geheegs" 
Teilfiäche von Parzelle 1015/3 u. 1016, 1,97 ha

Entwicklunqsziel: Herstellen eines naturnahen Waldstücks 
Innerhalb des dargesteliten Bereichs ist eine Laubwaid-Aufforstung aus standort­
gerechten Gehölzen vorzunehmen.
Zu verwendende Gehölze:
Acer pseudoplatanus Bergahorn
Fraxinus excelsior Esche
Quercus petraea Traubeneiche
Quercus robur Stieleiche
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An den Rändern sind wenigstens 10 m breite Waidmäntel anzulegen. Im Über­
gangsbereich zum eigentlichen Waldbestand sollen folgende Baumarten Ver­
wendung finden:
Carpinus betulus Hainbuche
Prunus avium Vogelkirsche
Sorbus aucuparia Vogelbeere

Im Mantel bereich sind vermehrt folgende Sträucher zu verwenden:
Corylus avellana 
Crataegus monogyna 
Euonymus europeaus 
Sambucus nigra 
Rosa canina 
Viburnum opulus

Haselnuss 
Weißdorn 
Pfaffenhütchen 
Schwarzer Holunder 
Hundsrose 
Gewöhnl. Schneeball

Die Sträucher werden in einem Abstand von 1,5 x 1,5 m in Gruppen von 3-10 
Exemplaren/Art gepflanzt. Für Bäume II. Ordnung (Heister) ist ein Pflanzverband 
von 5 x 5 m und für Bäume I. Ordnung (Heister) ein Pflanzverband von 10 x 10 m 
vorgesehen.

Die Pflanzung wird eingerahmt durch einen ca. 3 m breiter Krautstreifen 
(Waldsaum), der nur im Abstand einiger Jahre manuell gemäht werden soll.

Der Quellaustritt ist in einer Breite von 3,0 m der Eigenentwicklung zu überlas­
sen.

Weiterhin wird der Bereich der 24er Flächen und des wasserführenden Grabens 
als „Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft" festgesetzt.

Folgende Maßnahmen sind durchzuführen:

Die Ufer des Grabens sind im Verhältnis 1:3 abzuflachen und das Gewässer 
dann der Eigendynamik zu überlassen.
Entlang des Baches sind im Abstand von 10 m Erlen zu pflanzen. Ein 5 m 
breiter Bereich zu beiden Uferseiten ist dann zur Entwicklung einer Bachau- 
envegetation der Sukzession zu überlassen.
Der übrige Bereich ist zur Erhaltung des Biotopwertes 1x im Jahr zu mähen. 
Das Mähgut ist abzutransportieren.
Die Nadelgehölze sind zu roden.
Die geplante Wegeüberquerung soll in naturnahem Ausbau erfolgen; dies 
bedeutet eine naturgerechte Anlage der Bachsohle und ausreichende Ufer- 
breite (ca. 1,50 m)

Außerdem werden Pflanzgebote auf den Baugrundstücken vorgeschrieben.

7.7 Bilanzierung von Eingriff und kompensierenden landespflegerischen 
Maßnahmen

Konfliktbereich Arten- und Biotoppotenzial
Art des Eingriffs 

Versiegelung,
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Überbauung,
Verdichtung,
Abgrabungen,
Aufschüttungen,
Lärm,
Immissionen 

Art der Auswirkung
Vernichtung und Störung von Habitaten durch Veränderung der Standortver­
hältnisse im Bereich der überplanbaren Flächen 
- 6,1 ha Bebauungsplan „Oberdörferwies"

Beschreibung der Maßnahmen 
Erhalt vorh. Laubgehölze 
Erhalt und Pflege von Offenlandvegetation 
Herstellen von Flachwassertümpeln
Begrünungsmaßnahmen (Ein- und Durchgrünung) unter Verwendung heimi­
scher Gehölze
Begrünungsmaßnahmen der Ersatzflächen

Die Größe der Ersatzflächen, auf denen die Biotopfunktionen wiederhergestellt 
und auf Dauer gesichert werden, beträgt 12,21 ha. Begrünungsmaßnahmen auf 
„privaten Grünflächen" können als Ersatzmaßnahme in der Bilanzierung nicht 
gewertet werden.

Begründung der Maßnahmen
Einbindung des Gewerbegebietes in die Landschaft 
Ersatz der Vegetationsstrukturen 
Dauerhafte Sicherung von Biotoptypen

Konftiktbereich Bodenpotenzial
Art des Eingriffs 

Überbauung,
Versiegelung,
Verdichtung,
Abgrabung,
Aufschüttung

Art der Auswirkung
Inanspruchnahme bzw. Versiegelung von gewachsenem Boden 
Beeinträchtigung der Bodenaktivität
Änderung der Oberflächenform des Bodenwasserhaushaltes des Bodenge­
füges im Bereich des gesamten Plangebietes

Beschreibung der Maßnahmen
wasserdurchlässige Oberflächenbefestigung.
Behandlung des Bodens gemäß DIN 18915 Bi.3.
Umwandlung von intensiv in extensiv genutztes Grünland und naturnahen
Gehölzbestand
Roden von Nadelgehölzen

Begründung der Maßnahmen
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Ermöglichung des Luft- und Wasseraustausches
Schonender Umgang mit dem Oberboden/ Vermeidung von Bodenüberschüt­
tung
Ersatz von versiegelten Flächen
Reduzierung der Bodenbelastung durch die Grünlandwirtschaft 
Vermeidung fortschreitender Bodenversauerung durch Fichtenstreu

Konfliktbereich Wasserpotenzial
Art des Eingriffs 

Versiegelung

Art der Auswirkung
erhöhter Oberflächenabfluss 
größere Flochwasserspitzen in Oberflächenwässer 
verringerte natürliche Versickerung 
Überlastung der Kläranlage

Beschreibung der Maßnahmen
Sammlung des Oberflächenwassers und Verwendung, Versickerung oder 
verzögerte Abgabe der Wassermengen an die Vorflut 
wasserdurchlässige Oberflächenbefestigung 
Herstellen von Flachwassertümpeln

Begründung der Maßnahmen
Möglichst geringe Ableitung des anfallenden Niederschlagswassers in die 
Kanalisation
Reduzierung des Trinkwasserverbrauches durch Nutzung des Oberflächen­
wassers, z.B. für Beregnung der Grünanlagen
veränderte (verbesserte) Versickerungsleistung auf Grund von Bodenbedek- 
kung
Erhalt bzw. Wiederherstellung der natürlichen Bodenwasserverhältnisse auf 
einer möglichst großen Fläche
Wiederherstellung von Flachwasserbereichen bzw. vernässten Flächen

Konfliktbereich Klima- und Luftpotenzial

Art des Eingriffs 
Versiegelung,
erhöhtes Verkehrsaufkommen

Art der Auswirkung
Veränderung der Abstrahlung
Veränderung der horizontalen und vertikalen Luftaustauschprozesse 
Verunreinigung durch Staube, Abgase, etc.
Belästigung durch Lärm

Beschreibung der Maßnahmen 
Eingrünungsmaßnahmen

Begründung der Maßnahmen
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Gehölze wirken klimaverbessernd durch Staubfilterung, Absorption der 
Strahlung, Temperaturausgleich im Stammraum

Konfliktbereich Landschaftsbild/ Erholungspotenzial
Art des Eingriffs 

Überbauung,
Abgrabungen,
Aufschüttungen,
Baukörpergröße

Art der Auswirkung
Veränderung der Reliefgestalt
Überformung eines gewachsenen Landschaftsbildes

Beschreibung der Maßnahmen 
Gestaltungsauflagen
Begrünungsmaßnahmen unter Verwendung heimischer Gehölze im Plange­
biet und auf den Ersatzflächen 
Herstellen einer Waidrandvegetation

Begründung der Maßnahmen
Einbindung der Gebäude in die Landschaft durch entsprechende Gestaltung 
landschaftstypisches Aussehen der Gehölze 
landschaftsbildverbessernde Maßnahmen

7.8 Zusammenfassende Beurteilung
Die aufgeführten Wirkungen auf Naturhaushalt und Landschaftsbild stellen einen 
Eingriff dar, der bei Einhaltung der beschriebenen Maßnahmen gemindert wer­
den kann. Als Kompensation für die Flächenversiegelungen werden Ersatzflä­
chen zur Verfügung gestellt, die ökologisch aufgewertet werden und die beein­
trächtigten Funktionen ersetzen.

Die Durch- und Eingrünungsmaßnahmen gliedern die Flächen, verbessern das 
Wohnumfeid, dienen als ökologische Vernetzungselemente und tragen zur Ein­
bindung des gepl. Baugebietes in die umgebende Landschaft bei.

89,21 % der Ausgleichsflächen werden zum Ausgleich der Flächenversiegelung 
durch die bauliche Ausnutzung der Grundstücke nach den §§ 4, 6, 12 - 14 
BauNVO den privaten Baugrundstücken zugeordnet.

Gebiet Versiegelungsanteil (qm) Versieqelungsanteil (%)
Verkehrsfläche 4900 10,79
Wohnbaufläche 40500 89,21
Gesamt 45400 100

7.9 Verträglichkeit mit den Grundsätzen der EU-Vogelschutzrichtlinie
Das Projektgebiet befindet sich innerhalb des potenziellen EU- 
Vogelschutzgebietes „Oberwesterwald“. Daher wurde vom Dipl. Geograf Markus 
Kunz nach § 19 c des Bundesnaturschutzgesetzes eine Prüfung des Vorhabens 
auf eine Verträglichkeit mit der EU-Vogelschutzrichtlinie durchgeführt. In seinem



29

Gutachten vom Januar 2002 kommt dieser zum Ergebnis, dass die Ausweisung 
des Plangebietes den Erhaltungszielen der EU-Vogelschutzrichtlinie nicht zuwi­
derläuft.

Begründung von weiteren Planfestsetzungen

Art der baulichen Nutzung
Die entlang der Bundesstraße 255 gelegenen Grundstücke werden als Mischge- 
biet (MI), der restliche Bereich des Baugebietes als allgemeines Wohngebiet 
(WA) ausgewiesen. Die Gemeinde trägt damit der Nachfrage in der Ortsgemein- 
de Langenhahn nach Baugrundstücken für eine vorrangige Wohnnutzung Rech­
nung. Die Ausweisung des Mischgebietes soll die beiderseits der B 255 übliche 
gleichrangige Nutzung von Gewerbe und Wohnen ermöglichen und sicherstellen.

Maß der baulichen Nutzung
Das Maß der baulichen Nutzung wird im Bebauungsplan durch die Grundflä­
chenzahl, Geschossflächenzahl, maximal zulässige Zahl der Vollgeschosse so­
wie der Traufhöhe definiert.

Die Zulässigkeit der Grundflächen- und Geschossflächenzahl erlauben eine Be­
bauungsdichte, die die allgemeinen Anforderungen an zeitgemäße Wohnver­
hältnisse nicht einschränkt.

Um die Massigkeit der Baukörper zu verringern wird die Höhe der baulichen An­
lagen begrenzt durch die Festsetzung einer Traufhöhe von 7,50 m und einer 
maximal zulässigen zweigeschossigen Bauweise. Durch diese Einschränkungen 
soll der typische städtebauliche Charakter der vorhanden Umgebungsbebauung 
fortgeführt werden.

Zahl der zulässigen Wohnungen in Wohngebäuden
In Abstimmung auf die unmittelbar an das Plangebiet angrenzende bebaute 
Ortslage und zur Vermeidung einer unerwünschten Umstrukturierung der städte­
baulichen Eigenart der Umgebungsbebauung bezüglich der Wohndichte wird die 
Zahl der Wohneinheiten je Wohngebäude auf drei bzw. je Doppelhaushälfte auf 
eine beschränkt.

Stellplätze, Garagen und Nebenanlagen
Um eine großzügige Offenheit und Übersichtlichkeit des Verkehrsraumes zu ge­
währleisten sowie eine städtebaulich unerwünschte „Alleenbildung“ zu vermei­
den, werden Garagen und Nebenanlagen faktisch in einem Abstand von 3,0 m 
parallel zur öffentlichen Verkehrsfläche nicht zugelassen. Ansonsten sind diese 
Gebäude auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig.
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Bauweise
In Abstimmung auf den bereits vorhandenen Wohnbaubestand in der Umgebung 
werden nur Einzelhäuser und Doppelhäuser in offener Bauweise zugelassen.

Dachgestaltung

In der Ortsgemeinde Langenhahn ist ein Flach- oder Pultdach für Hauptgebäude 
nicht ortstypisch. Um das gegebene städtebauliche Bild zu erhalten, werden da­
her nur Sattel- und Walmdächer für zulässig erklärt.

Dieses städtebauliche Bild prägt jedoch nicht die vorhandenen Garagen und Ne­
bengebäude. Um hier eine größtmögliche Baufreiheit zu erhalten, können diese 
baulichen Anlagen auch mit Flach- und Pultdächern errichtet werden. Die festge­
setzte Dachneigung gilt nicht für Garagen und Nebengebäude.

Gestaltung der Grundstücksfreiflächen

Die Begrünung der Freiflächen dient der Auflockerung des Baugebietes und soll 
die in der bereits bebauten Ortslage vorhandene Übung einer naturnahen Gestal­
tung der Baugrundstücke fortführen.
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